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Änderung des Rahmenkollektivvertrages – Bodenlegergewerbe 
 
 
§ 6 Allgemeine Lohnbestimmungen 
 
In § 6 werden nach dem ersten Satz folgende beiden Sätze eingefügt: 
 
„Der Lohnzahlungszeitraum ist der Kalendermonat. Die Lohnzahlung mit schuldbefreiender 
Wirkung erfolgt auf ein Bankkonto des Arbeitnehmers.“ 
 
Der KV legt die monatliche Auszahlung als Grundsatz fest. Abweichungen (zB 
Akkontozahlungen)  können aber getroffen werden. Der Lohnzahlungszeitraum ist der 
Kalendermonat, d.h. längere Zeiträume sind unzulässig. 
Der KV normiert eine bargeldlose Lohnzahlung.  
 
In § 6 entfällt die Ziffer 4 ersatzlos. 
 
 
§ 9 Weihnachtsgeld 
 
In § 9 Ziffer 1 wird das Wort „Weihnachtsremuneration“ durch das Wort „Weihnachtsgeld“ 
ersetzt. 
 
 
§ 11 Entgelt bei Arbeitsverhinderung 
 
§ 11 lautet neu: 
 
„§ 11 Entgelt bei Arbeitsverhinderung 

 

1. Erkrankung und Arbeitsunfall 

Der Entgeltanspruch bei Erkrankung und Arbeitsunfall ist im Entgeltfortzahlungsgesetz 
(BGBl. Nr. 399/1974) in der jeweils geltenden Fassung geregelt und anzuwenden. 

 
Die kollektivvertraglichen Ansprüche auf Entgeltfortzahlung entfallen, d.h. es besteht ab 
1.5.2013 kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Erkrankung und Arbeitsunfall aufgrund 
des KV. Diese Ansprüche galten schon bisher nur subsidiär zum EFZG.  
 
2. Arztbesuch, ambulatorischer Behandlung und Gesundenuntersuchung:  
Für Arztbesuch, ambulatorischer Behandlung und Gesundenuntersuchung 
notwendigerweise versäumte Arbeitsstunden hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Entgelt im 
Höchstausmaß von 39 Arbeitsstunden innerhalb eines Kalenderjahres. 
Das Entgelt gebührt nur für solche Arztbesuche, ambulatorische Behandlungen und 
Gesundenuntersuchungen, die nicht außerhalb der Arbeitszeit erfolgen konnten und nur 
dann, wenn sie nicht ein anderer Arzt ohne oder mit geringerer Arbeitszeitversäumnis hätte 
vornehmen können. 
 
Diese Bestimmung regelt das Ausmaß der Entgeltfortzahlung für jene Arztbesuche, 
ambulatorische Behandlungen und Gesundenuntersuchung neu, welche nicht außerhalb der 
Arbeitszeit vorgenommen werden können. 
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3. Entgelt bei Arbeitsversäumnis durch wichtige, die eigene Person des Arbeitnehmers 
betreffende Gründe:  
 
a) Vorladungen zu Gerichten, Behörden und öffentlichen Ämtern, wenn es sich nicht um 
selbstverschuldete Angelegenheiten handelt und sich der Arbeitnehmer mit einer 
schriftlichen Vorladung oder einer amtlichen Bestätigung ausweisen kann, sofern keine 
anderweitige Entschädigung gebührt 1,78 Stunden. 
 
b) Ausübung des gesetzlichen Wahlrechtes, wenn dasselbe nicht außerhalb der Arbeitszeit 
ausgeübt werden kann, 1,78 Stunden. 
 
c) Verhandlungen in eigener Sache bei ordentlichen Gerichten, wenn dem Klagebegehren 
entsprochen wurde, sofern die beklagte Partei nicht auch zum Ersatz des 
Verdienstentganges verurteilt wurde, Lohnausfall für einen halben Arbeitstag. 
 
d) Die eigene Trauung und die Trauung der eigenen Kinder, Lohnausfall für einen Arbeitstag. 
 
e) Geburt eigener Kinder, Lohnausfall für einen Arbeitstag. 
 
f) Todesfall des Ehegatten (Ehegattin) bzw. des Lebensgefährten (Lebensgefährtin) oder der 
Geschwister, Eltern (Schwiegereltern), Großeltern sowie der Kinder (Ziehkinder), sofern die 
hier genannten Personen mit dem Arbeitnehmer im gemeinsamen Haushalt gelebt haben, 
Lohnausfall für zwei Arbeitstage. 
 
g) Teilnahme an der Beerdigung der vorgenannten Angehörigen, auch wenn sie nicht im 
gemeinsamen Haushalt gelebt haben, Lohnausfall für einen halben Arbeitstag. 
 
h) Schwere Erkrankungen der zur Hausgemeinschaft gehörenden Familienmitglieder, sofern 
der Arzt bescheinigt, dass die Anwesenheit des Arbeitnehmers zur vorläufigen Pflege 
erforderlich ist, Lohnausfall für einen Arbeitstag. 
 
i) Übersiedlung des Arbeitnehmers, Lohnausfall für einen Arbeitstag. 
 
j) Bei Vorladung zur Musterung gebührt die notwendige Zeit, längstens jedoch zwei 
Arbeitstage. 
 
k) Pro Jahr werden für die Abhaltung einer Betriebsversammlung 1,5 Stunden je 
Arbeitnehmer bezahlt. 
 
l) Für die Ablegung der Lehrabschlussprüfung gebührt einmalig bezahlte Freizeit für die 
notwendige Zeit; maximal ein Arbeitstag. 
 
m) Lehrlinge erhalten ab 1. Mai 2009 für den ersten Antritt zur Führerscheinprüfung der 
Klasse B bezahlte Freizeit für die erforderliche Zeit; maximal einen Arbeitstag. 
 
Nicht anzuerkennende Verhinderungsgründe sind insbesondere:  
Vorladungen zu Gerichten, Behörden und Ämtern in eigener Sache, wenn es sich um 
selbstverschuldete Angelegenheiten handelt, oder zu Gerichtsverhandlungen, bei denen 
dem Klagebegehren nicht entsprochen wurde. Vorladungen zu Steuerbehörden wegen 
rückständiger Steuern, wenn der Steuerrückstand tatsächlich besteht.  
Arrest und sonstige Freiheitsstrafen.  
Überreichen von Klagen oder Eingaben bei Gerichten oder Behörden, die schriftlich erledigt 
werden können.„ 
 


